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infektiologie 


Infektionskrankheiten sind weltweit die Haupttodesursache. Auch in 
westhchen Industrieländern tragen sie zu 30 % mittelbar und unmittel- 
bar zu Morbidität und Mortahtät bei. 

Aber auch um das Ziel Nummer 5 der europäischen Strategie zum 
Programm der WHO „Gesundheit für alle bis zum Jahr 2000" vom Sep- 
tember 1984, Kopenhagen, und vom Juni 1992 in Mailand beschlossen 
zu erreichen, bedarf es großer Anstrengungen. 

Das Bundes-Seuchengesetz stammt aus dem Jahr 1974 und ist völlig 
überaltert. Die stürmische Entwicklung der biomedizinischen Forschung 
und internationalen Erfahrungen in der praktischen Epidemiologie müs- 
sen sich nach zwanzig Jahren im Bundes-Seuchengesetz widerspiegeln. 

Verschiedene Regelungen aus dem Seuchengesetz der ehemaligen 
DDR, welches 1983 unter Einbeziehung internationaler Erfahrungen er- 
lassen wurde, könnten bei der Novellierung des Bundes-Seuchengeset- 
zes Pate stehen. 

Über Impfungen gegen Infektionskrankheiten, die staatlich empfohlen 
und von den Krankenkassen finanziert werden, sollte ein ausreichender, 
immer aktueller Kenntnisstand vorliegen, um angemessene, flexible 
und zugleich wirtschaftlich tragbare Reaktionen auslösen zu können. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Gesundheit vom 
5. November 1993 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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In Anbetracht des veränderten Lebensstiles der Bevölkerung, neuer 
Therapiemethoden, neuer Infektionskrankheiten ergeben sich For- 
schungs- und Handlungsbedarf. 

Noch im vergangenen Jahrhundert war Deutschland führend auf dem 
Gebiet der Infektiologie, jetzt hat es den Anschluß an den internatio- 
nalen Entwicklungsstand verloren. 

Mit der empfohlenen Strukturreform des Robert-Koch-Institutes sollte 
die Gelegenheit genutzt werden, diesem mehr Kompetenzen einzuräu- 
men. Dabei sollte bei Ausstattung mit hervorragenden Wissenschaftlern 
die Koordinierung der Infektionsforschung und die Schrittmacherfunk- 
tion für eine moderne operative Epidemiologie in die Hände dieses Insti- 
tutes gelegt werden. 

1. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den Infektionskrank- 
heiten zu? 


Infektionen zählen auch heute noch zu den Hauptursachen von 
Krankheiten. Dies war in den industriell entwickelten Ländern 
Europas und Nordamerikas in den 60er und 70er Jahren durch die 
Erfolge von Impf Programmen, die Antibio tika-Behandlung und 
die Verbesserung der Lebensbedingungen vorübergehend ver- 
drängt worden. 

Das wichtigste Instrument im Kampf gegen Infektionskrankheiten 
ist für die Bundesregierung das von Ländern und Kommunen 
durchgeführte Bundes-Seuchengesetz und dessen konseguente 
Anwendung. Durch zahlreiche ergänzende Maßnahmen wird 
diese Aufgabe subsidiär auch vom Bund unterstützt. Beispielhaft 
seien genannt Aktivitäten der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung, die von der Ständigen Impfkommission des Bundes- 
gesundheitsamtes empfohlenen und von den Ländern umgesetz- 
ten Impf Programme, das AIDS-Präventionsprogramm, das Regie- 
rungsprogramm „Gesundheitsforschung 2000", die Förderung 
der „Deutschen Vereinigung zur Bekämpfung der Viruskrankhei- 
ten" sowie die Errichtung und Förderung von Nationalen Refe- 
renzzentren für ausgewählte bedeutsame Infektionskrankheiten, 
zum Beispiel Hepatitis A und B, Herpesviren, Salmonellosen und 
durch Impfungen verhütbare Krankheiten (Masern, Mumps, 
Röteln, Kinderlähmung, Influenza). 


2. Wie ist der Kenntnisstand der Bundesregierung im Vergleich zu 
anderen europäischen Staaten und international gesehen über die 
Verbreitung von Infektionskrankheiten in Deutschland? 


Über Vorkommen und Verbreitung von Infektionskrankheiten in 
Deutschland ist die Bundesregierung insgesamt gut informiert. 
Bei der numerischen Erfassung von Infektionskrankheiten be- 
stehen allerdings Defizite, die im wesentlichen durch eine man- 
gelnde Meldebereitschaft der Ärzteschaft bedingt sind. Alter- 
native Erfassungsmethoden (z. B. Stichprobenerhebungen aus 
Praxen, Krankenhäusern und Laboratorien) werden in Ansätzen 
genutzt, hier vor allem bei HlV-Infektionen und AIDS. Vergleich- 
bare Defizite bestehen auch in anderen westlichen europäischen 
Ländern. 


3. Was wird getan, um diesen Kenntnisstand zu verbessern und ggf. in 
die Praxis umzusetzen? 
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Die Bundesregierung hat das zuständige Institut beim Bundes- 
gesundheitsamt angewiesen, seine Aktivitäten bei der Über- 
wachung der Infektionskrankheiten deutlich zu verstärken. Es 
wird ein infektionsepidemiologischer Dienst gegründet, der 
schneller als bisher die von den Gesundheitsämtern erhobenen 
Daten zusammenführt, analysiert und veröffentlicht. Einzube- 
ziehen sind gegenwärtige und zukünftige Stichprobenerfassun- 
gen, z.B. bei sexuell übertragbaren Krankheiten, bei Infektions- 
krankheiten des zentralen Nervensystems und bei durch Impfun- 
gen verhütbaren Krankheiten. Gerade der raschen und umfassen- 
den Rückinformation mißt die Bundesregierung eine besondere 
Bedeutung bei der Motivierung der Ärzte zur Meldung bei. In 
diesem infektionsepidemiologischen Dienst sollen die Aktivitäten 
auf den Gebieten der Epidemiologie, der Diagnostik und der Prä- 
vention von Infektionskrankheiten gebündelt werden, um eine 
rasche Umsetzung der Erkenntnisse in die Praxis sicherzustellen. 


4. Hat sich das Bundes-Seuchengesetz aus der Sicht der Bundesregie- 
rung für die Verbesserung des Gesundheitszustandes der Bevölke- 
rung bewährt? 


Das Bundes-Seuchengesetz hat sich bei der Verhütung und der 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten bewährt und damit zur 
Verbesserung des Gesundheitszustandes der Bevölkerung beige- 
tragen. Das Bundes-Seuchengesetz enthielt in seiner ersten Fas- 
sung von 1961 noch viele Vorschriften mit abschließenden Einzel- 
regelungen. Das Vierte Gesetz zur Änderung des Bundes-Seu- 
chengesetzes von 1979 übertrug durch die erweiterte Verwen- 
dung unbestimmter Rechtsbegriffe den zuständigen Behörden, in 
den meisten Fällen den Gesundheitsämtern, mehr Ermessens- 
spielraum und Entscheidungsfreiheit. Sie haben verstärkt die zur 
Abwehr von Gefahren für die menschliche Gesundheit nach ihrer 
fachlichen Beurteilung erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Die 
Beurteilung der Voraussetzungen und die Wahl der geeigneten 
Mittel bleibt ihnen mehr als vorher überlassen. Das gilt auch für 
neu auftretende Krankheiten. So hat z.B. die neue Krankheit 
AIDS mit ihren speziellen Problemen eine Änderung des Bundes- 
Seuchengesetzes nicht erforderlich gemacht. Alle Maßnahmen, 
die möglich und fachlich geboten waren, konnten angeordnet 
oder getroffen werden. 

Wie bei allen vergleichbaren Gesetzen muß auch das Bundes- 
Seuchengesetz regelmäßig an den Stand der zunehmenden wis- 
senschaftlichen Erkenntnisse, die Erfahrungen bei der erfolg- 
reichen Bekämpfung von Infektionskrankheiten und rechtlichen 
Entwicklungen (Datenschutz) angepaßt werden. 

Aus diesem Grund wurden vom Bundesministerium für Gesund- 
heit im November 1992 fünf Arbeitsgruppen mit Experten des 
Bundes, der Länder und von wissenschaftlichen Fachverbänden 
eingesetzt, die prüfen, wo eine Änderung des Bundes-Seuchen- 
gesetzes erforderlich ist und evtl. Verbesserungsvorschläge 
für die Schwerpunktbereiche „ Meldepflichten/Epidemiologie ü 
„Untersuchungspflichten", „Erlaubnis für das Arbeiten mit 
Krankheitserregern " , „ Schutzimpfungen " und „ Geschlechts- 

krankheiten" erarbeiten. 
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5. Wie erfolgt die Einflußnahme der Bundesregierung auf die Impf- 
willigkeit der Bevölkerung? 


Mit der Außerkraftsetzung des Gesetzes über die Pockenschutz- 
impfung vom 24. November 1982 bestehen in der Bundesrepublik 
Deutschland keine Impfpflichten mehr. Die Impfbeteiligung der 
Bevölkerung auf freiwilliger Basis kann und muß durch intensive 
Aufklärung über die volksgesundheitliche Bedeutung der Krank- 
heitsvorbeugung durch Schutzimpfungen erhöht werden. Die 
Bundesregierung informiert die Bevölkerung über Schutzimpfun- 
gen durch Maßnahmen der Öundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung. Sie wirkt darauf hin, daß der Katalog der von den 
Ländern öffentlich empfohlenen Impfungen ausreichend weit 
gefaßt ist. 

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Bundes-Seuchen- 
gesetzes vom 25. August 1971 wurden zahlreiche Verbesserungen 
der Entschädigung für Impfgeschädigte eingeführt. Dieser ver- 
besserten Regelung bei Impfschäden oder vermuteten Impfschä- 
den kommt eine große Bedeutung für die Akzeptanz der Schutz- 
impfungen durch die Bevölkerung zu. Festzustellen bleibt, daß 
die heute verwendeten Impfstoffe im Vergleich zu früheren Impf- 
stoffen, insbesondere den Pockenimpfstoffen, nebenwirkungsarm 
sind. 


6. Wie wird in anderen Ländern eine höhere Durchimmunisierungs- 
rate erreicht? 


Während in der Bundesrepublik Deutschland die Teilnahme an 
einer Impfung letztlich von der durch Aufklärungsarbeit geförder- 
ten Bereitschaft jedes einzelnen abhängt, sich impfen zu lassen, 
haben einige Länder andere Strategien entwickelt, um eine Erhö- 
hung der Impfbeteiligung zu erreichen. So hatten die Vereinigten 
Staaten von Amerika bis vor kurzem die Aufnahme in eine Schule 
vom Nachweis bestimmter Impfungen abhängig gemacht. In an- 
deren Ländern werden Geburtskataster geführt, die eigens für 
den Zweck der Überwachung der Impfbeteiligung angelegt wur- 
den. Auf diese Weise kann ermittelt werden, bei welchem Kind 
bestimmte Impfungen fehlen bzw. welche Kinder alle empfoh- 
lenen Impfungen bekommen haben. 


7. Wie wird die Durchsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse zum 
Erreichen einer hohen Durchimmimisierungsrate erreicht? 


Neue wissenschaftliche Erkenntnisse, die zu Änderungen in der 
Impfpolitik führen, werden regelmäßig in den Empfehlungen der 
Ständigen Impfkommission des Bundesgesundheitsamtes, die den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst bei der Auswahl der öffentlich zu 
empfehlenden Impfungen berät, berücksichtigt. So hat in den 
letzten Jahren die Neubewertung der Nebenwirkungsrate bei der 
Keuchhusten- Schutzimpfung dazu geführt, daß die Keuchhusten- 
Schutzimpfung seit 1991 wieder allgemein empfohlen wird. 
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Neuentwickelte Impfstoffe zur Bekämpfung bedeutsamer Infek- 
tionskrankheiten werden entsprechend den vorliegenden wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen umgehend in die Empfehlungen der 
Ständigen Impfkommission aufgenommen. Aus der Arbeit der 
letzten Jahre sind hier zu nennen: die Impfung gegen Haemophi- 
lus influenzae b, ein u. a als Verursacher von Hirnhautentzündun- 
gen gefürchteter Erreger, sowie die öffentliche Empfehlung der 
Hepatitis A-Impfung zur Verhinderung einer bestimmten Form 
der infektiösen Gelbsucht für Personen mit erhöhter Gefährdung. 


8. Wie hoch ist der Impfstand bei folgenden Infektionskrankheiten: 

a) Tetanus, 

b) Diphterie, 

c) Kinderlähmung, 

d) Masern, 

e) Keuchhusten, 

f) Röteln, 

g) Mumps, 

h) infektiöse Hepatitis? 


Analysen des Öffentlichen Gesundheitsdienstes, Nachfragen bei 
Impfstoffherstellern und gezielte Untersuchungen in selektionier- 
ten Populationen ergeben folgende Einschätzung der Durch- 
impfungsraten im Kindes- und Jugendalter; 

a) Tetanus 90 %, 

b) Diphterie 90%, 

c) Kinderlähmung über 90 % , 

d) Masern 60 bis 70 %, 

e) Keuchhusten 60 bis 70 %, 

f) Röteln 60 bis 70%, 

g) Mumps 60 bis 70 %, 

h) infektiöse Hepatitis B 50 % der Mitarbeiter des Gesundheits- 
wesens. 


9. Welche Infektionskrankheiten sind seit 1960 als klinisch neue 
Erkrankungen bekanntgeworden, die für die Volksgesundheit von 
Bedeutung sind? 


Seit 1960 ist eine Fülle von Infektionskrankheiten bekannt gewor- 
den, bzw. die Bedeutung bestimmter Erreger wurde neu bewertet. 
Beispielhaft seien genannt: die Entdeckung einer Reihe von 
Viren, die für die gefürchteten hämorrhagischen Fieber (z. B. 
Lassa-Fieber, Marburg- und Ebola-Fieber, hämorrhagisches Fie- 
ber mit Nierensyndrom) verantwortlich sind, die Entdeckung der 
Legionellen als Auslöser von Pneumonien, die Entdeckung neuer 
Hepatitis- Viren (Hepatitis C, Hepatitis E); die Rolle der Warzen- 
viren wurde neu definiert, die Rolle der Chlamydien bei der Ent- 
stehung folgenschwerer sexuell übertragbarer Krankheiten 
wurde erstmals nach 1960 beobachtet. Besondere Dramatik hatte 
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das Auftreten des neuen Krankheitsbildes AIDS, für das 1984 der 
Erreger isoliert werden konnte. Weitere neuentdeckte Erreger 
betreffen Magen-Darm-Erkrankungen verursachende Viren (z. B. 
Rotaviren, Adenoviren u. a.), bestimmte pathogene E.coli-Stämme 
und Borrelien als Erreger der Lyme-Krankheit. Zu den seit 1960 
klinisch neu erkannten Infektionen gehören weiterhin Campylo- 
bacter-Infektionen, die Clostridium difficile- Enteritis, Yersiniosen, 
die Amöben-Enzephalitis, die FSME (Frühsommer-meningoenze- 
phalitis), Erkrankungen durch Herpesvirus Typ 6 (HHV-6), Han- 
taan-Virus-Infektionen, HTLV 1, 2 u. a. [Kurth, R., AIFO 4 (1991) 
178 bis 185]. 


10. Gibt es Infektionskrankheiten, deren ätiologisches Agens bisher 
noch nicht definiert ist? 


Es gibt eine Reihe von Krankheiten, bei denen vermutet wird, daß 
es sich um erregerbedingte Krankheiten handelt. Seit langem 
wird vermutet, daß bestimmte Formen rheumatischer Erkrankun- 
gen, von Tumorerkrankungen und von Autoimmunkrankheiten 
durch Krankheitserreger bedingt sind. 

Nach dem Stand der Erkenntnis müssen die spongiformen Enze- 
phalopathien als Infektionskrankheiten betrachtet werden, deren 
ursächlicher Erreger bisher noch nicht eindeutig definiert ist. 
Erwiesen scheint, daß die Infektion bei Tieren eines übertragen- 
den Faktors bedarf. Inzwischen sprechen sich Experten zu- 
nehmend dahin gehend aus, daß auch bei den menschlichen 
spongiformen Enzephalopathien (Creutzfeldt-Jakob-Krankheit 
und Gerstmann-Sträußler-Scheinker-Syndrom) ein übertragbares 
Agens zumindest mitentscheidend für die Entstehung der Krank- 
heit sein könnte. Die Frage, ob es sich hierbei um ein vollständiges 
Virus oder einen anders gearteten Erreger handelt, ist noch nicht 
abschließend geklärt. Die überwiegende Anzahl der Wissen- 
schaftler nimmt an, daß der Erreger ein infektiöses Proteinmolekül 
(Prion) ohne Nukleinsäureanteil (unkonventionelles Virus) ist. 

Die Übertragung einer animalen Form der spongiformen Enze- 
phalopathie, des sog. Rinderwahnsinns, auf den Menschen durch 
Verzehr von Fleisch und Milch, wird als unwahrscheinlich ange- 
sehen. Niemand kann allerdings beim heutigen Stand der wissen- 
schaftlichen Erkenntnisse mit letzter Sicherheit eine Gefährdung 
des Menschen ausschließen. Aus diesem Grund widmet die Bun- 
desregierung der wissenschaftlichen Erörterung und der Über- 
wachung der humanen spongiformen Enzephalopathien ver- 
stärkte Aufmerksamkeit. 

Hinzuweisen ist ferner auf die unterschiedliche infektiöse Genese 
der typischen „Pneumonien". 

Wahrscheinlich hat das chronische Müdigkeitssyndrom auch eine 
infektiöse Ursache. 


11. Gibt es da Forschungsbedarf, und wie wird dieser realisiert? 
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Über das Aufgreifen aktueller Forschungsfragen an den Universi- 
täten entscheiden die jeweiligen Institutsleiter aufgrund der wis- 
senschaftlichen Einschätzung. Die staatliche Forschungsförde- 
rung bietet im Rahmen des Förderschwerpunktes „Infektiologie'' 
im Regierungsprogramm „Gesundheitsforschung 2000" Förder- 
möglichkeiten an. 

Führende Gruppen, die diese Thematik kompetent bearbeiten, 
gibt es derzeit vor allem in Großbritannien und den USA. In 
Deutschland hat sich an der Suche nach dem Erreger der spongi- 
formen Enzephalopathien vor allem das Robert-Koch-Institut des 
Bundesgesundheitsamtes beteiligt. 

Im Rahmen der Ressortforschung fördert der Bundesminister für 
Gesundheit eine Studie an der Universität Göttingen, die die 
Prävalenz und Inzidenz der humanen spongiformen Enzephalo- 
pathien feststellen und deren Abgrenzung zu anderen demen- 
tiven Erkrankungen des ZNS vornehmen soll. Anhand von Fall- 
kontrollstudien sollen alle in Frage kommenden Kliniken in 
Deutschland aufgesucht und die Verdachtsfälle einheitlich erfaßt 
werden. Weitere Ziele sind u. a. die Entwicklung von Aussagen 
zur Krankheitsentwicklung. 

International anerkannt ist auch eine Arbeitsgruppe der Universi- 
tät Düsseldorf, die sich besonders mit der Frage nach dem Vor- 
handensein von erregerspezifischen Nukleinsäuren im infektiö- 
sen Hirngewebe befaßt. Die genannten Arbeitsgruppen pflegen 
intensive wissenschaftliche Kontakte im In- und Ausland. 

Darüber hinaus ergibt sich Forschungsbedarf auf dem Gebiet der 
Immunmechanismen, die für das Verständnis der Abwehr oppor- 
tunistischer Infektionen durch den Wirtsorganismus bedeutsam 
sind. 


12. Was haben das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und das Bundesministerium für Gesundheit getan, um 
dem einstimmigen Beschluß des Ernährungsausschusses vom 
24. Oktober 1990, etwas zu dem Problem BSE in der Forschung zu 
tun, zu entsprechen? 

Wenn ja, in welcher Weise wurde die Fachkompetenz für BSE im 
RKI in Entscheidungen zur Forschungsplanung mit einbezogen? 


Die Forschungsgruppe „Unkonventionelle Viren" im Robert- 
Koch-Institut des Bundesgesundheitsamtes, die schwerpunkt- 
mäßig BSE, Scrapie und Creutzfeldt- Jakob- Erkrankungen bear- 
beitet, wurde personell verstärkt. Außerdem wurde eine BSE- 
Arbeitsgruppe eingerichtet, in der Sachverständige des Robert- 
Koch-Instituts, Robert von Ostertag-Instituts und des Instituts für 
Arzneimittel vertreten sind. Während sich die Forschungsarbeiten 
im Robert-Koch-Institut vor allem mit Untersuchungen zur Er- 
regersuche und zu Übertragungswegen der Erreger bei BSE auch 
experimentell beschäftigen, vertritt das Robert von Ostertag-Insti- 
tut die Bereiche Tierseuche/BSE, Fleischhygiene/BSE und Patho- 
logie. Vertreter des Arzneimittelinstituts sind in die Arbeitsgruppe 
einbezogen, um neueste Erkenntnisse bei Fragen der Arzneimit- 
telsicherheit sofort Umsetzen zu können. Die Arbeitsgruppe 
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nimmt u. a. unter Hinzuziehung und Auswertung von Forschungs- 
ergebnissen über BSE gutachterlich Stellung. Die Kommission für 
Fragen der Tierkörperbeseitigung des Bundesgesundheitsamtes 
bewertet u. a. auch Verfahren der Tierkörperbeseitigung auf ihre 
Fähigkeit, diejenigen Parameter einzuhalten, die für die Inaktivie- 
rung von BSE-Erregern als notwendig erachtet werden. 

Anfang Dezember 1993 wird von den Instituten des Bundes- 
gesundheitsamtes zur BSE- Problematik ein Symposium mit inter- 
nationaler Beteiligung durchgeführt, von dem eine Bewertung der 
bisher getroffenen bzw. im Sinne eines vorbeugenden Gesund- 
heitsschutzes eventuell darüber hinaus zu ergreifende Maßnah- 
men erwartet wird. 

Im Rahmen der Ressortforschung wird sowohl im Robert-Koch- 
Institut als auch an der Bundesforschungsanstalt für Viruskrank- 
heiten der Tiere an der Verbesserung der Sensivität des diagnosti- 
schen Nachweises der BSE gearbeitet. 

Am^ Landesuntersuchungsamt für das Gesundheitswesen Nord- 
bayern werden histopathologische Untersuchungen zum Vorkom- 
men der BSE in Deutschland durchgeführt. Alle Gehirne von 
Rindern, die unter zentralnervösen Symptomen verenden und bei 
denen Tollwut ausgeschlossen werden kann, werden auf BSE 
untersucht. Dieses Vorhaben wird von der EG -Kommission geför- 
dert. 


13. Was unternimmt die Bundesregierung, um die Forschung zur Impf- 
stoffentwicklung zu unterstützen? 


In Deutschland werden moderne Impfstoffentwicklungen beson- 
ders auf zwei Wegen unterstützt: zum einen durch Arbeiten zur 
Entwicklung gentechnischer Impfstoffe und zum anderen durch 
die Mitwirkung bei der Erprobung neuer Impfstoffe hinsichtlich 
Immunogenität, Wirksamkeit und Sicherheit. Beispielsweise lau- 
fen gegenwärtig in mehreren deutschen Arbeitsgruppen Unter- 
suchungen zur Bewertung einer zweiten Generation von Keuch- 
husten-Impfstoffen. Das Bundesamt für Sera und Impfstoffe ist an 
der Entwicklung von HlV-Impf stoffen beteiligt. In seinem Haus- 
halt soll diese Impfstoffentwicklung z. B. im Jahr 1994 mit ins- 
gesamt 2 Mio. DM gefördert werden. 

Weiterhin werden im Rahmeii der Forschungsprogramme „Bio- 
technologie 2000'" und „Gesundheitsforschung 2000"' eine Reihe 
grundlegender Forschungsvorhaben zur Impfstoffentwicklung 
unterstützt. 


14. Wie ist in Deutschland die Impfstofforschung organisiert, und wie 
wird sie strategisch betrieben? 


Nach Artikel 5 GG ist die Wissenschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland grundsätzlich frei. Dementsprechend wird die For- 
schung vom Wissenschaftler initiiert. Zusätzlich kommt es zu 
Forschungsschwerpunkten durch die Bereitstellung von Finanzie- 
rungsmitteln für bestimmte Themen oder Projekte. 
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15. Gegen welche Infektionskrankheiten, die volkswirtschaftliche Be- 
deutung haben oder bekommen könnten, ist die öffentliche Imp- 
fung noch nicht empfohlen worden? 


Die Hepatitis B-Impfung ist in Deutschland für besonders gefähr- 
dete Personen empfohlen, z. B. für Mitarbeiter des Gesundheits- 
wesens. Es wird jedoch zunehmend erkannt, daß die großen ge- 
sundheitlichen und ökonomischen Auswirkungen der Hepatitis B 
und vor allem ihre Folgen (chronische Hepatitis, Leberzirrhose, 
Leberkrebs) nur durch eine allgemeine Hepatitis B-Impfung (Ein- 
fügung der Impfung in den Impfkalender für Kinder und Jugend- 
liche) reduziert werden können. 


16. Welchen Einfluß hat der Einsatz der Antibiotika auf das Infektions- 
geschehen, und was unternimmt die Bundesregierung, um die 
zunehmende Resistenz der Erreger zu bekämpfen? 


Der immer umfangreichere Einsatz von Antibiotika führt zwangs- 
läufig zur Zunahme resistenter Erreger, insbesondere in Intensiv- 
stationen von Kliniken. Hier ist vor allem die routinemäßige Ver- 
wendung von Breitbandantibiotika nicht unbedenklich, die die 
Resistenzentwicklung besonders begünstigt (Cephalosporine der 
dritten Generation sowie neue Chinolone). Hochresistente Er- 
reger, z. B. sogenannte MRSA-Stämme von Staphylokokken, stel- 
len deswegen bereits jetzt ein ernstes Problem dar. Die Bundes- 
regierung hat daher ein spezielles Fachgebiet für Grundlagen der 
Resistenzentwicklung im Robert-Koch-Institut des Bundesge- 
sundheitsamtes eingerichtet. Es werden gezielte molekularepide- 
miologische Studien zum Auftreten und zur Verbreitung multi- 
resistenter Staphylokokken, Enterokokken, Pseudomonaden und 
Enterobacteriacaeen durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Studien 
werden unmittelbar den Krankenhäusern zugänglich gemacht. 
Große Bedeutung haben in diesem Zusammenhang die Maßnah- 
men zur Verbesserung der Krankenhaushygiene (siehe hierzu 
auch Antwort zu Frage 17). 

Mit dem Problem resistenter Tuberkuloseerreger befaßt sich das 
Forschungsinstitut Börstel, das als Blaue-Liste-Institut und als 
Referenzzentrum von der Bundesregierung gefördert wird. 

Arbeitsmöglichkeiten auf diesem Gebiet werden auch am Robert- 
Koch-Institut reaktiviert. 

Für die Zunahme resistenter Mikroorganismen ist auch der pro- 
phylaktische Einsatz von Antibiotika in Tierbeständen bedeut- 
sam. Deswegen hat das Bundesgesundheitsamt dieser Thematik 
in den letzten Jahren besondere Aufmerksamkeit gewidmet und 
hat auf Grund der zu verzeichnenden Zunahme resistenter 
Stämme im Jahr 1991 vermehrt dahin gehend gewirkt, daß zur 
Sanierung von Tierbeständen keine antimikrobiellen Substanzen 
eingesetzt werden. 

Als Zusatzstoffe in der Tierernährung eingesetzte Antibiotika 
werden EG- einheitlich nach den Regeln der Richtlinie 87/153/ 
EWG (Richtlinie des Rates vom 16. Februar 1987 zur Festlegung 
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von Leitlinien zur Beurteilung von Zusatzstoffen in der Tierernäh- 
rung) geprüft und nach den Bestimmungen der Richtlinie 70/524/ 
EWG des Rates über Zusatzstoffe in der Tierernährung zugelas- 
sen. Im Rahmen dieser Prüfungen werden auch Gesichtspunkte 
der Resistenz geprüft. 


17. Wie ist der Stand der deutschen Krankenhaushygiene einzu- 
schätzen? 

Gibt es Forschungsbedarf? 

Wie wird dieser realisiert? 


Auch wenn für das Ausland keine exakt vergleichbaren Daten 
vorliegen, kann festgestellt werden, daß der Standard der deut- 
schen Krankenhaushygiene im internationalen Vergleich im vor- 
deren Drittel liegt. Eine Analyse des Bundesgesundheitsamtes 
sagt aus, daß in den letzten Jahren große Fortschritte bei den 
organisatorischen und personellen Voraussetzungen auf dem Ge- 
biet der Krankenhaushygiene in der Bundesrepublik Deutschland 
erreicht wurden. Nach einer 1992 durchgeführten Umfrage an 
2 034 bundesdeutschen Krankenhäusern sind in 66 % der Einrich- 
tungen spezielle Hygienefachkräfte tätig, in 86 % der Kranken- 
häuser sind hygienebeauftragte Ärzte benannt und in 81 % der an 
der Umfrage beteiligten Krankenhäuser sind Hygiene-Kommis- 
sionen etabliert. Gleichwohl erleiden auch in Deutschland noch 
immer rd. 6 % aller Patienten im Krankenhaus eine nosokomiale 
Infektion. 

Vor diesem Hintergrund besteht epidemiologischer Forschungs- 
bedarf, um Infektionen exakter zu erfassen sowie Infektionswege 
bzw, -Ursachen aufzudecken. Im Bereich des Hygienemanage- 
ments besteht das Ziel, Wege aufzuzeigen, wie durch praktische 
Maßnahmen die Krankenhausinfektionsraten gesenkt werden 
können. Hierzu hat das Bundesministerium für Gesundheit eine 
mehrjährige Studie unter der Federführung des Nationalen Refe- 
renzzentrums für Krankenhaushygiene in Auftrag gegeben. 

Der Forschungsbedarf zu grundlegenden Fragen der Kranken- 
haushygiene wird im Rahmen des Förderschwerpunktes „Infek- 
tions-Forschung" bearbeitet. Es werden die weiteren Bedingun- 
gen erforscht, die nosokomiale Infektionen in ihrer Entstehung 
begünstigen (z. B. Operationstechniken, medizinische Maßnah- 
men und Betreuung auf Intensivstationen, Einfluß anderer inva- 
siver Vorgehensweisen bei Diagnostik, Therapie und Pflege). 


18. Ist die Infektionsforschung in Deutschland strategisch organisiert, 
und wie ist der Forschungsstand bei den Infektionskrankheiten? 

19. Wer koordiniert die Forschungsaktivitäten? 

Infektionsforschung erfolgt in Deutschland im wesentlichen an 
den Universitäten in den medizinisch-naturwissenschaftlichen 
Fakultäten/Fachbereichen, in nachgeordneten Behörden/Bundes- 
instituten (Robert-Koch-Institut des BGA, Paul-Ehrlich-Institut) 
und in Einrichtungen der von Bund und Ländern geförderten 
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„Blauen Liste“ (Bernhard-Nocht-Institut, Forschungsinstitut Bör- 
stel, Heinrich-Pette-Institut, Deutsches Primatenzentrum) sowie 
der Industrie. 

Neben der Regelfinanzierung aus den Etats der Universitäten 
bietet die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im Rahmen 
ihrer Wissenschaftsförderung Möglichkeiten der Finanzierung 
von Forschungsprojekten an. Darüber hinaus hat die Max-Planck- 
Gesellschaft der Bedeutung von Infektionskrankheiten durch die 
Einrichtung eines Instituts für Infektionsbiologie in Berlin Rech- 
nung getragen. 

Eine zentrale Steuerung von Forschungsrichtungen existiert in 
Deutschland nicht (vgl. Antwort zu Frage 14). 

Die zunehmende Bedeutung von Infektionskrankheiten hat die 
Bundesregierung veranlaßt, im Rahmen des Programms „Gesund- 
heitsforschung 2000“ eine gezielte Förderung in diesem Bereich 
anzubieten. Damit sollen u. a. Strukturen für eine effiziente Infek- 
tionsforschung durch die Etablierung von überregionalen For- 
schungsverbünden aufgebaut werden. Aus der interdisziplinären 
Zusammenarbeit von Klinikern und biomedizinisch orientierten 
Grundlagenwissenschaftlern werden tiefergehende Erkenntnisse 
in der Pathogenese von Erkrankungen und damit neue Therapie- 
ansätze erwartet. 

Das heutige Verständnis von Infektionen als Wechselwirkung des 
Organismus mit dem Erreger erfordert zum Teil neue konzeptio- 
nelle Forschungsansätze. Darüber hinaus bieten die heute zur 
Verfügung stehenden Technologien in der mikrobiologischen 
Forschung Möglichkeiten zur Entwicklung neuer, schnellerer und 
treffsicherer diagnostischer Verfahren und therapeutischer 
Ansätze. Es ist davon auszugehen, daß das theoretische Wissen in 
Deutschland verfügbar, notwendige experimentelle Erfahrung 
durch entsprechende Forschungsarbeiten aber zu sichern ist. 

Im Vordergrund stehen in Zukunft neben der weiteren Bearbei- 
tung der AIDS-Problematik auch Untersuchungen zur Ausbrei- 
tung anderer Retrovirus- und Tumorvirusinfektionen sowie ande- 
rer neuartiger Infektionskrankheiten. In diesem Zusammenhang 
soll z. B. den Fragen nach der Häufigkeit, dem Übertragungs- 
mechanismus und der Pathogenese der Hepatitis-C- und E-Viren 
nachgegangen werden. Zu klären ist ferner die mögliche Human- 
pathogenität des Erregers der bovinen spongiformen Enzephalo- 
pathie (BSE). Intensive Forschungsanstrengungen erfordern auch 
die durch Legionellen, Salmonellen, Chlamydien und andere 
Erreger verursachten Krankheiten sowie Krankenhausinfektio- 
nen. 


20. Werden die vom Bund eingesetzten Mittel für Forschung auf dem 
Gebiet der Infektiologie für ausreichend betrachtet? 


Das Fördervolumen der vom Bund für die Infektionsforschung ein- 
gesetzten Projektmittel liegt bei jährlich etwa 50 Mio. DM. Die 
Infektiologie steht damit an erster Stelle der von der Bundesregie- 
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rung durch Projektförderung unterstützten Gesundheitsfor- 
schungsthemen. 

Hinzuzurechnen sind Mittel, die von den Universitäten, Bundes- 
instituten und der Industrie aufgebracht werden. Wertet man die 
Bundesmittel als Anreiz, neue Forschungsthemen aufzugreifen 
bzw. neue Arbeitsgruppen an den Hochschulen mit Hilfe dieser 
Förderung zu etablieren, erscheinen diese Mittel ausreichend. Für 
die Erhaltung dieser Strukturen nach Abschluß der staatlichen 
Förderung wird es aber erforderlich sein, mit den Ländern ge- 
meinsam nach Wegen zu suchen, bewährte Gruppen über die 
öffentliche Förderung hinaus zu unterstützen. 


21. Gelten für AIDS alle gesetzlichen Regelungen aus dem Bundes- 
Seuchengesetz? 


Das Bundes-Seuchengesetz gilt für alle auf den Menschen über- 
tragbare Krankheiten (§ 1), die nicht- wie die Geschlechtskrank- 
heiten - in einem Spezialgesetz geregelt sind. Da AIDS eine auf 
den Menschen übertragbare Krankheit ist, gelten alle Vorschrif- 
ten des Bundes-Seuchengesetzes, soweit sie nicht nur für be- 
stimmte, in den Vorschriften genannte Krankheiten gelten. So ist 
AIDS zum Beispiel nicht meldepflichtig, da AIDS im § 3 Bundes- 
Seuchengesetz nicht genannt ist. 

Durch die auf § 7 Bundes-Seuchengesetz gestützte Laborberichts- 
verordnung ist eine anonyme Meldepflicht für positive HIV- 
Befunde eingeführt worden. 


22. Hält die Bundesregierung in Anbetracht der unsicheren Datenlage, 
der noch nicht ausreichenden Therapiemöglichkeiten und des noch 
fehlenden Impfstoffes weiterhin eine forcierte Förderung der AIDS- 
Forschung für notwendig? 


Die Krankheit AIDS ist seit 1983 ein Schwerpunkt der Bundesför- 
derung im Rahmen des Gesundheitsforschungsprogramms. In der 
Fortschreibung des Schwerpunktprogramms „Infektionsfor- 
schung" ist die Krankheit AIDS weiterhin als ein zentrales Thema 
ausgewiesen. Die Einbindung von AIDS mit seinen unterschied- 
lichen Manifestationsformen und begleitenden Komplikationen 
rechtfertigt die Einbeziehung in ein breiteres Programm. Auch die 
Vielzahl von Besonderheiten im Verlauf der Pathogenese von 
AIDS kann im Rahmen dieses Förderangebotes bearbeitet wer- 
den. 

Unabhängig vom Gesundheitsforschungsprogramm der Bundes- 
regierung stehen für die Ressortforschung des Bundesministe- 
riums für Gesundheit für die AIDS-Forschung auch weiterhin 
Haushaltsmittel zur Verfügung. Im Jahr 1994 sind hierfür 6 Mio. 
DM eingeplant. Weitere 2 Mio. DM sind als Zuschüsse für For- 
schungsvorhaben zur Erkennung und Bekämpfung anderer neuer 
Infektionen vorgesehen. 
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23. Wenn ja, in welcher Weise soll das geschehen? 

Gibt es dazu strategische Überlegungen, und wer koordiniert die 
AIDS-Forschung? 


Die Schwerpunktförderung AIDS im Rahmen des Regierungspro- 
grammes wird seit seinem Bestehen vom AIDS-Zentrum des Bun- 
desgesundheitsamtes verwaltet und koordiniert. Mit dem Ab- 
schluß des Programms Ende 1994 und der Fortführung im über- 
geordneten Infektiologieprogramm wird der Projektträger For- 
schung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit des BMFT 
bei der DLR das gesamte Programm einschließlich des Bereiches 
AIDS betreuen. 

Staatliche AIDS-Forschungsförderung sollte weiterhin zentral und 
fachkompetent koordiniert werden. Die Zusammenfassung der 
Aktivitäten des Bundes ermöglicht bei nur begrenzt zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln die optimale Ausnutzung vorhandener 
Ressourcen. 


24. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung dem Bundes- 
gesundheitsamt bei der Prophylaxe und Bekämpfung von Infek- 
tionskrankheiten in Deutschland zu? 


Die Bundesregierung sieht in den bisher im Bundesgesundheits- 
amt zusammengefaßten Einrichtungen, wie z.B. dem Robert- 
Koch-Institut und dem AIDS-Zentrum sowie der eingerichteten 
Arbeitsgruppe „Infektionsepidemiologie", die wichtigsten Ein- 
richtungen zur Koordinierung von Aktivitäten auf dem Gebiet der 
Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten. An die- 
ser Einschätzung ändert auch die beabsichtigte Auflösung des 
Bundesgesundheitsamtes und der Verselbständigung seiner Insti- 
tute nichts, die mit dem Bemühen verbunden ist, die Verbesse- 
rung der Qualität und Strukturen dieser Einrichtungen zu errei- 
chen. 


25. Wie ist das internationale Ansehen des Bundesgesundheitsamtes zu 
werten? 


Das Bundesgesundheitsamt und seine Institute arbeiten mit der 
WHO und dem Europarat in vielen gesundheitlichen Fragen zu- 
sammen. Sichtbar wird dies z.B. daran, daß das Bundesgesund- 
heitsamt bzw. einzelne Institute als WHO-Kollaborationszentren 
auf verschiedenen Gebieten anerkannt sind. Das Institut für Vete- 
rinärmedizin (Robert von Ostertag-Institut) des Bundesgesund- 
heitsamtes ist als EG -Referenzlabor für Zoonosen-Epidemiologie 
benannt worden. 

Auf diese Weise nehmen die Institute des Bundesgesundheitsam- 
tes in wichtigen Fragen der Forschung an dem internationalen 
Forschungsverbund teil. 

Darüber hinaus besteht eine Mitarbeit in den Expertenausschüs- 
sen des Europarates auf dem Gebiet des Arzneimittelwesens so- 
wie insbesondere der Lebensmittel, Bedarfsgegenstände und 
Pestizide. 
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Die Fachleute der Institute des Bundesgesundheitsamtes sind 
wichtige Ansprechpartner für die EG-Kommission in allen ge- 
sundheitlichen und medizinischen Forschungsfragen in der Bun- 
desrepublik Deutschland. Sie vertreten die Bundesrepublik 
Deutschland in einer Vielzahl von Gremien und Expertenaus- 
schüssen auf EG-Ebene. Insbesondere bei der Bekämpfung von 
AIDS haben die Fachleute des AIDS-Zentrums wesentlich dazu 
beigetragen, die europäische Forschung auf diesem Gebiet zu 
entwickeln. 

Vertreter der Institute des Bundesgesundheitsamtes wirken nicht 
nur aktiv bei einer Vielzahl von Forschungsvorhaben mit, die von 
der Kommission finanziert werden, sondern sind auch als Gutach- 
ter tätig. 

Mit der traditionellen Entwicklung und Produktion eines inter- 
national anerkannten Gelbfieberimpfstoffes am Robert-Koch- 
Institut steht diese Einrichtung bei der WHO in hohem Ansehen. 


26. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung dem Robert-Koch- 
Institut und seinen Außenstellen in Wernigerode, Bad Elster, 
Schöneweide und Berlin-Pankow zu? 


Zur Erkennung, Verhütung und Bekämpfung von Infektions- 
krankheiten sind das Robert-Koch-Institut und seine Außenstellen 
für die Bundesregierung von zentraler Bedeutung. Schwerpunkte 
der Arbeiten des Robert-Koch-Instituts liegen auf ausgewählten 
Gebieten der Virologie und Mikrobiologie. Eine wichtige Funk- 
tion bei der seuchenhygienischen Überwachung und Analyse 
nehmen hierbei die im Robert-Koch-Institut und seinen Außen- 
stellen angesiedelten Nationalen Referenzzentren (z. B. für Salmo- 
nellen, Diphtherie, Tetanus, Poliomyelitis und Enteroviren, 
Masern, Mumps, Röteln, ferner für E.coli und Cholera) sowie 
Arbeiten zur laborgestützten Infektionsepidemiologie ein. 


27. Was tut die Bundesregierung, um die Arbeitsfähigkeit der Außen- 
stellen personell und materiell langfristig zu sichern? 


Die Außenstellen des Robert-Koch-Instituts sind organisatorisch 
noch nicht voll in die Aufbaustruktur des Institutes integriert. 
Zugleich mit der Anbindung dieser Bereiche an Fachgebiete/ 
Abteilungen des RKI kommt der stellenmäßigen Absicherung der 
vorhandenen Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen, die überwiegend auf 
Zeitstellen geführt werden, eine besondere Bedeutung zu. Sollte 
es nicht gelingen, zumindest einen großen Teil dieser Stellen in 
den künftigen Haushaltsjahren in Dauerstellen umzuwandeln, 
wäre der Erhalt der Außenstellen gefährdet. 


28. Ist der Ausbildungsstand der Ärzte auf dem Gebiet der Infektiolo- 
gie, der Epidemiologie und des Impfwesens ausreichend gut? 
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Der Ausbildungsstand der Ärzte auf dem Gebiet der Infektiologie, 
der Epidemiologie und des Impfwesens ist grundsätzlich ausrei- 
chend. Die Ausbildung leidet allerdings unter den beschränkten 
institutioneilen Ressourcen auf den Gebieten der Epidemiologie 
und der klinischen Infektiologie an den Hochschulen. Für zukünf- 
tige Verbesserungen liegt die Verantwortung bei den Kultusmini- 
stern der Länder. Im Gesamtbereich ärztlicher Aus-, Fort- und 
Weiterbildung bedarf die Prävention von Infektionskrankheiten 
der besonderen Aufmerksamkeit. Verbesserungen sind hier ins- 
besondere durch Öffentlichkeits- und Fortbildungskampagnen zu 
erzielen. 


29. Ist gewährleistet, daß jeder Medizinstudent während der gesamten 
Studienzeit die Ausbildung in den Fächern medizinische Mikrobio- 
logie/Virologie pflichtgemäß wahrnimmt? 


Es ist gewährleistet, daß jeder Medizinstudent während der ge- 
samten Studienzeit die Ausbildung in den Fächern medizinische 
Mikrobiologie/Virologie pflichtgemäß wahrnimmt, weil die ge- 
nannten Fächer Gegenstand der Prüfungen sind. 

Die Grundlagen der Mikrobiologie sind Prüfungsstoff für die Ärzt- 
liche Vorprüfung, die Medizinische Mikrobiologie und Immunolo- 
gie sind Prüfungsstoff für den Ersten Abschnitt der Ärztlichen 
Prüfung. Zum Ersten Abschnitt der Ärztlichen Prüfung ist ein 
Praktikum der Mikrobiologie und Immunologie nachzuweisen. 
Grundsätzliche Prüfungsinhalte für den Zweiten Abschnitt der 
Ärztlichen Prüfung sind die Bewertung mikrobiologischer und 
immunologischer Untersuchungsbefunde sowie die Prävention 
und Gesundheitsberatung. 


30. Glaubt die Bundesregierung, daß es zu einer nicht unbeachtlichen 
Kosteneinsparung im Gesundheitswesen kommen könnte, wenn 
die Ausbildung der Medizinstudenten und Ärzte auf dem Gebiet 
der Infektiologie verbessert und die praktische Epidemiologie 
modernisiert werden würde? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß eine Verbesserung der 
Aus-, Fort- und Weiterbildung der Medizinstudenten und Ärzte 
auf dem Gebiet der Infektiologie und eine Modernisierung der 
praktischen Epidemiologie zu einer Kosteneinsparung im Ge- 
sundheitswesen führen könnte. Eine Quantifizierung solcher 
Kosteneinsparungen ist jedoch nicht möglich. 

Weiterhin dient auch das aus Mitteln des BMFT finanzierte Aus- 
tauschprogramm des DAAD und das Stipendienprogramm zur 
Infektionsforschung der Verbesserung der Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses. 


31. Hält die Bundesregierung es für notwendig, etwa ein „europäisches 
CDC" einzurichten? 
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Die Bundesregierung richtet ihre Anstrengungen darauf, im Rah- 
men der Umstrukturierung der für Infektionskrankheiten zustän- 
digen Institute des Bundesgesundheitsamtes ein leistungsfähiges 
nationales Institut zu erhalten und gleichzeitig als Partner in der 
internationalen Forschungskooperation, insbesondere im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft, auszubauen. 

Die Verbesserung der Gesundheitsinformation und von gesund- 
heitlichen Frühwarnsystemen gehören jedoch nach übereinstim- 
mender Auffassung der Bundesregierung und der Länder zu den 
Schwerpunkten einer zukünftigen Gesundheitspolitik auf EG- 
Ebene. Diese Arbeiten können nach der Ratifizierung des 
Maastrichter Vertrages in Angriff genommen werden. Die Ver- 
besserung der Informationssituation sollte indessen nicht durch 
die Schaffung neuer Institutionen oder Institute erreicht werden, 
sondern vielmehr auf dem kostengünstigeren Weg der Bildung 
und Weiterentwicklung von Netzwerken. Auf diese Weise wird 
dem Grundsatz der Subsidiarität Rechnung getragen. Es bleibt 
abzuwarten, inwieweit diese Arbeiten, mit denen gegenwärtig 
unterschiedliche Modelle auf Kommissionsebene erprobt werden, 
die Funktion eines europäischen CDC übernehmen oder ob und 
inwieweit darüber hinaus weitere Schritte erforderlich sind. Die 
Bundesregierung wird sich an dieser Entwicklung aktiv betei- 
ligen. 
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